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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 
 

 

   

1. GG: Gebot der Staatsferne der Presse 

Urteil vom 14.07.2022, Az: I ZR 97/21  

2. AktG: Bekanntmachung des Berichts des Vorstands 

Urteil vom 19.07.2022, Az: II ZR 103/20  

3. StGB: Abgrenzung Suizid von Tötung auf Verlangen  

Beschluss vom 28.06.2022, Az: 6 StR 68/21  

   

 

Urteile und Beschlüsse: 

  

1. GG: Gebot der Staatsferne der Presse 

Urteil vom 14.07.2022, Az: I ZR 97/21 

a) Die Bezugnahme im Klageantrag auf ein zu den Akten gereichtes digitales Spei-

chermedium, auf dem ein Telemedienangebot als konkrete Verletzungsform dokumen-

tiert ist, kann zur Konkretisierung eines Unterlassungsantrags gemäß § 253 Abs. 2 Nr. 

2 ZPO ausreichen. 

 

b) Die Marktverhaltensregelung des aus der Institutsgarantie der Presse gemäß Art. 5 

Abs. 1 Satz 2 GG abgeleiteten Gebots der Staatsferne der Presse schützt auch vor Sub-

stitutionseffekten kommunaler Online-Informationsangebote, die dazu führen, dass die 

private Presse ihre besondere Aufgabe im demokratischen Gemeinwesen nicht mehr 

erfüllen kann. 

 

c) Bei Online-Informationsangeboten, die nach ihren technischen Gegebenheiten nicht 

den für Druckerzeugnisse bestehenden Kapazitätsbeschränkungen unterliegen, ist das 

quantitative Verhältnis zwischen zulässigen und unzulässigen Beiträgen für die erfor-

derliche wertende Gesamtbetrachtung der Publikation regelmäßig weniger aussage-

kräftig als bei Printmedien. Für die Gesamtbetrachtung kann deshalb bedeutsam sein, 

ob gerade die das Gebot der Staatsferne verletzenden Beiträge das Gesamtangebot prä-

gen (Weiterführung von BGH, Urteil vom 20. Dezember 2018 - I ZR 112/17, GRUR 

2019, 189 - Crailsheimer Stadtblatt II). 
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2. AktG: Bekanntmachung des Berichts des Vorstands 

Urteil vom 19.07.2022, Az: II ZR 103/20 

Der Bericht des Vorstands über die beabsichtigte Ermächtigung zum Ausschluss des 

Bezugsrechts der Aktionäre gemäß § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG muss nicht entsprechend 

§ 124 Abs. 2 Satz 3 Fall 2 AktG a.F. mit seinem wesentlichen Inhalt bekanntgemacht 

werden. 

  
 

  

 

3. StGB: Abgrenzung Suizid von Tötung auf Verlangen  

Beschluss vom 28.06.2022, Az: 6 StR 68/21 

1. Die Abgrenzung strafbarer Tötung auf Verlangen von strafloser Beihilfe zum Suizid 

erfordert eine normative Betrachtung. 

 

2. Der ohne Wissens- und Verantwortungsdefizit gefasste und er- klärte Sterbewille 

führt zur situationsbezogenen Suspendierung der Einstandspflicht für das Leben des 

Ehegatten. 

  
 

  

 
 

 
 


